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Volkshochschulen – entschieden demokratisch! 

Während die Hofer Erklärung des Bayerischen Volkshochschulverbandes von 2019 

die Inhalte von Demokratiebildung an bayerischen Volkshochschulen fokussierte, 

nimmt diese Positionierung das Verständnis von Volkshochschulen als „Schulen der 

Demokratie“1 in den Blick. Im Rahmen unserer Landestagung am 8. Mai 2025 ge-

dachten wir auch des Kriegsendes vor 80 Jahren und des folgenden Aufbaus demo-

kratischer Strukturen.  

Erste Volkshochschulen in Bayern wurden in der Weimarer Republik gegründet und 

nach dem Ende des zweiten Weltkriegs mit Unterstützung der amerikanischen Mili-

tärregierung neu aufgebaut oder neu gegründet. Dies ist kein Zufall, sondern ver-

weist auf einen systematischen Zusammenhang zwischen liberaler Demokratie und 

Volkshochschule. 

 

Entschieden unabhängig! 

Der Bayerische Volkshochschulverband ist „parteipolitisch, konfessionell und von ge-

sellschaftlichen Verbänden unabhängig“ (§2 Ziff. 1 der Satzung des bvv). Dies be-

deutet: Volkshochschulen arbeiten auf „überparteilicher und überkonfessioneller 

Grundlage“ (§4 Ziff. 4b). Parteipolitische Unabhängigkeit bedeutet jedoch keinesfalls, 

dass alle politischen Positionen grundsätzlich zu akzeptieren sind.  Standpunkte, die 

die Menschenwürde, das Demokratieprinzip oder die Rechtsstaatlichkeit ablehnen, 

stellen das Grundverständnis unserer liberalen Demokratie und damit auch das 

Grundverständnis der Arbeit der Volkshochschulen infrage.  

Beschäftigte und Lehrkräfte von Volkshochschulen vertreten ebenso wie die Teilneh-

menden verschiedene Auffassungen und haben unterschiedliche politische Überzeu-

gungen. Zwar legt das staatliche Neutralitätsgebot dabei nahe, dass sich Volkshoch-

schulmitarbeitende bei Gelegenheiten, an denen sie in offizieller, beruflicher Funktion 

teilnehmen, nicht parteipolitisch äußern. Dies schließt jedoch eine Positionierung ge-

gen jede Form der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit nicht aus – im Gegen-

teil! Im Interesse der Verteidigung unserer liberalen Demokratie sind Volkshochschu-

len zu dieser Form der Positionierung verpflichtet. 

 

Entschieden offen und vielfältig! 

Volkshochschulen sind offen für alle Menschen, unabhängig von Alter, Geschlecht, 

Nationalität, Bildung, sozialer Lage, Beruf, Behinderung, Weltanschauung oder politi-

scher Orientierung. Sie sind damit auch offen für Menschen mit unterschiedlichen 
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und gegensätzlichen Auffassungen. In Bildungsangeboten der Volkshochschulen 

sind alle eingeladen, ihre Meinung frei zu äußern. Das in der Verfassung garantierte 

Grundrecht der Meinungsfreiheit bildet den rechtlichen Rahmen unserer Arbeit. Dabei 

gilt auch: Selbstverständlich findet nicht jede Meinung Zustimmung! Wir widerspre-

chen antidemokratischen und verfassungsfeindlichen Positionen und dulden keine 

rassistischen, antisemitischen und anderen diskriminierenden Äußerungen – auch 

zum Schutz der und aus Respekt für die abgewerteten Personen.  

 

Entschieden kontrovers! 

Wir planen unser Bildungsprogramm im Bewusstsein der eigenen politischen Haltung 

und mit Blick auf die Vielfalt der politischen Positionen im demokratischen Spektrum.  

Wir bekennen uns zum Beutelsbacher Konsens – dem Grundkonsens der politischen 

Bildung. Dieser formuliert ein Indoktrinations- und Überwältigungsverbot sowie die 

Aufforderung zur Kontroversität. Denn die Austragung von politischen Meinungsun-

terschieden, konkurrierenden Interessen und Perspektiven gehört wesentlich zum 

demokratischen Prinzip. Deshalb verstehen sich die Volkshochschulen als Foren ei-

ner demokratischen Streitkultur. Unwahre oder die Fakten manipulierende Behaup-

tungen können nicht Teil dieser Kontroverse sein.  

 

Wir widersprechen Äußerungen, die Menschen diskriminieren oder die die freiheitlich 

demokratische Grundordnung in Frage stellen. Das kann auch Positionen betreffen, 

die von Parteien und Personen vertreten werden, die demokratisch gewählt sind. 

 

Stand: 11. März 2025 

 

 


